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anderen Kenntnis erlangt oder mit dem Zeitpunkt, in 
x dem der andere Kenntnis davon erlangt, daß der für 

tot erklärte Ehegatte noch lebt, falls dieser Zeitpunkt 
später liegt.

Nichtigkeit der Ehe
§ 6

(1) Eine Ehe ist nichtig, wenn sie entgegen einem 
Eheverbot geschlossen worden ist.

(2) Die Nichtigkeit kann nur im Wege der Nichtig­
keitsklage geltend gemacht werden. Die Klage kann 
erhoben werden:

1. vom Staatsanwalt,
2. von jedem der Ehegatten,
3. im Falle des § 3 Ziff. 1 auch von dem Ehegatten 

der früheren Ehe.
(3) Ist die Ehe durch den Tod eines Ehegatten oder 

aus einem anderen Grunde bereits aufgelöst, so kann 
nur der Staatsanwalt die Nichtigkeitsklage erheben 
oder das Verfahren fortsetzen.

§ 7
(1) Ein Kind aus einer nichtigen Ehe hat die gleiche 

Rechtsstellung wie ein eheliches Kind, wenn es im 
Falle der Gültigkeit der Ehe ehelich wäre.

(2) Wegen des Unterhalts für die Zukunft sind die 
für den Fall der Scheidung der Ehe geltenden Vor­
schriften entsprechend anzuwenden, doch hat der 
Ehegatte, der den Nichtigkeitsgrund bei der Ehe­
schließung gekannt hat, keinen Anspruch auf Unterhalt.

§ 8
Scheidung der Ehe

(1) Eine Ehe kann nur geschieden werden, wenn 
ernstliche Gründe hierfür vorliegen und wenn das 
Gericht durch eine eingehende Untersuchung fest­
gestellt hat, daß die Ehe ihren Sinn für die Eheleute, 
für die Kinder und für die Gesellschaft verloren hat. 
Dabei hat das Gericht insbesondere zu prüfen, ob die 
Folgen der Scheidung für den anderen Teil eine un­
zumutbare Härte bedeuten und ob das Wohl der 
minderjährigen Kinder einer Scheidung entgegensteht.

(2) Die eine Scheidung rechtfertigenden Umstände 
können auch vor der Eheschließung eingetreten sein.

§ 9
Entscheidung über das Sorgerecht

(1) In dem Scheidungsurteil bestimmt das Gericht, 
welchem Ehegatten die elterliche Sorge für die Kinder 
zu übertragen ist und von wem und in welcher Höhe 
der Unterhalt der Kinder zu leisten ist.

(2) Für die Entscheidung über das Sorgerecht haben 
die Eltern dem Gericht Vorschläge zu unterbreiten; 
maßgeblich ist ausschließlich das Wohl des Kindes. Die 
Entscheidung soll möglichst eine endgültige Regelung 
des Sorgerechts treffen, um für die Zukunft etwaige 
für die Entwicklung des Kindes schädliche Änderungen 
seiner Lebensverhältnisse zu vermeiden.

(3) Das Gericht trifft die Entscheidung nach Anhören 
des Rates des Kreises. Dieser hat vor dem Anhören 
eingehende Ermittlungen vorzunehmen, die sich ins­
besondere auf die Verhältnisse bei beiden Elternteilen, 
auf ihre erzieherischen Fähigkeiten und das Verhältnis 
des Kindes zu dem Vater und der Mutter erstrecken 
sollen.

(4) Das Gericht kann auf Antrag gleichzeitig mit der 
Sorgerechtsentscheidung anordnen, daß das Kind, dem 
Sorgeberechtigten zuzuführen ist.

§ 10
Entscheidung über das Sorgerecht nach Auflösung 

der Ehe
(1) Änderungen der Entscheidung über die elterliche 

Sorge sollen nur getroffen werden, wenn sich die Um­
stände, die für die Entscheidung über das Sorgerecht 
maßgebend waren, so grundlegend geändert haben, daß 
eine anderweite Entscheidung über das Sorgerecht im 
Interesse des Kindes unabweisbar erscheint. Die Ent­
scheidung wird von dem Rat des Kreises nach ein­
gehender Prüfung aller Umstände getroffen, jedoch ist 
bei der Änderung der Entscheidung eines Gerichts die 
Zustimmung dieses Gerichts erforderlich.

(2) Das Gericht entscheidet nach mündlicher Ver­
handlung durch Beschluß; es kann vor seiner Ent­
scheidung die Beteiligten und das Kind hören, wenn 
dieses die erforderliche geistige Reife besitzt.

§ 11
Persönlicher Umgang mit dem Kinde

(1) Ein Elternteil, dem die elterliche Sorge nicht zu­
steht, behält die Befugnis des persönlichen Umgangs 
mit dem Kinde.

(2) Der Rat des Kreises hat auf Antrag eines der 
Beteiligten diesen Umgang zu regeln. Er kann ihn für 
bestimmte oder unbestimmte Zeit ausschließen, wenn 
dies zum Wohle des Kindes nötig ist.

§ 12
Name der geschiedenen Ehegatten

(1) Nach der Scheidung kann jeder Ehegatte durch 
Erklärung gegenüber dem zuständigen Organ der staat­
lichen Verwaltung einen Familiennamen wieder an­
nehmen, den er vor der Ehe getragen hat.

(2) Die Erklärung ist unwiderruflich.

Unterhalt nach Scheidung
§ 13

(1) Ist ein Ehegatte ganz oder teilweise außerstande, 
seinen Unterhalt nach der Scheidung aus seinen 
eigenen Arbeitseinkünften oder aus sonstigen Mitteln 
zu bestreiten, so hat ihm der andere Teil für eine 
Übergangszeit, jedoch nicht für länger als zwei Jahre 
nach Rechtskraft der Scheidung, einen nach den beider­
seitigen Verhältnissen angemessenen Unterhalt zu ge­
währen, soweit dies unter Berücksichtigung aller Um­
stände gerechtfertigt erscheint.

(2) Soweit nicht besondere Umstände, wie die Geburt 
eines Kindes oder die Unterbrechung einer Berufs­
ausbildung durch die Eheschließung vorliegen, besteht 
ein Unterhaltsanspruch nur dann, wenn die Eheleute 
mindestens ein Jahr zusammengelebt haben.

(3) Der Antrag auf Unterhaltszahlung kann nur im 
Scheidungsverfahren, und zwar bis zum Schluß der 
mündlichen Verhandlung gestellt werden.

(4) Der Unterhaltsanspruch erlischt mit der Wieder­
verheiratung des Berechtigten.

§ 14
(1) Stellt sich heraus, daß ausnahmsweise die Fort­

dauer der Unterhaltszahlung erforderlich ist, weil der 
Unterhaltsberechtigte sich keinen eigenen Erwerb 
schaffen konnte, und ist dem anderen Teil eine weitere 
Unterhaltszahlung zuzumuten, so kann das Gericht 
unter Berücksichtigung aller Umstände auf Klage die 
Fortdauer der Unterhaltszahlung aussprechen


